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Preußiſche Geſetzſammlung 


—— Nr. 16. 


(Nr. 10966.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895. 
Vom 26. Juni 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags, für den Umfang 
der Monarchie mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel Helgo⸗ 


land, was folgt: 
Artikel J. 


Das Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 und der dazu gehörende 
Tarif (Geſetzſamml. 1895 S. 413) werden in der aus den folgenden Artikeln 
und dem hier beigefügten „Stempeltarif“ erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Artikel II. 
1. Im § 1 Abſ. 1 werden hinter den Worten „aufgeführten Urkunden“ 
die Worte eingeſchaltet „und die in der Tarifſtelle 48 1 erwähnten 
mündlichen Verträge “. 
2. Dem $ 2 wird folgender Abſ. 3 hinzugefügt: 

Auf die nach Abſ. 1 zu entrichtende Stempelſteuer kann der 
in einem anderen Bundesſtaate für die Urkunden entrichtete Stempel 
angerechnet werden, wenn von dem anderen Bundesſtaate Preußen 
gegenüber die gleiche Rückſicht geübt wird. 

Im $5 Abſ. 1 Buchſtabe g 

werden die Worte „unbemittelten Familien“ erſetzt durch die Worte 
„minderbemittelten Familien oder Perſonen“; 

wird folgender Zuſatz angefügt: 

Sofern eine dieſer Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften ihr 
Statut und damit zugleich ihren Zweck in der Weiſe ändert, daß die 
vorſtehend angegebenen Vorausſetzungen nicht mehr zutreffen, können 
alle Stempelbeträge, die mangels einer Befreiung fällig geworden 
ſein würden, nachträglich binnen Jahresfriſt eingefordert werden. 
4. Im $ 11 werden in der erſten Zeile zwiſchen den Worten „inſoweit“ 

und „der“ eingeſchaltet die Worte „dieſes Geſetz und“, ferner wird in 
der zweiten Zeile das Wort „enthält“ erſetzt durch das Wort „enthalten“. 
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wird die Beſtimmung unter a geftrichen; 

werden die Buchſtaben „p), „e, „A erſetzt durch die Buchſtaben 
„ja), „p), e; 

werden folgende Abſ. 2 und 3 hinzugefügt: 

Iſt die Stempelſteuer von den eigentlich Verpflichteten und 
denjenigen, die nach Abſ. 1 haften, nicht zu erlangen, ſo haften 
hierfür einſchließlich der Notare, jedoch ausſchließlich der Schieds- 
männer, diejenigen Beamten, welche die von ihnen aufgenommenen 
Urkunden vor erfolgter oder nicht ausreichend erfolgter Stempel⸗ 
verwendung aushändigen oder Ausfertigungen oder Abſchriften er- 
teilen oder wegen der Einziehung des Stempels die ihnen nach 
§ 15 obliegenden Pflichten verabſäumen, inſoweit ihnen ein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt fällt, unter Vorbehalt des Rückgriffs gegen die 
eigentlich Verpflichteten und diejenigen, die nach Abſ. 1 haften. 

Dieſe Beſtimmung kommt auch dann zur Anwendung, wenn 
ein Notar den Entwurf einer Urkunde anfertigt und nach Voll⸗ 
young durch die Beteiligten die Unterſchriften oder Handzeichen 
eglaubigt. 


Artikel UI. 


Im $ 14 Abſ. 1 Buchſtabe e werden die Worte „vom 25. Juni 1895 


(Geſetzſamml. S. 203)“ geſtrichen. 

Im $ 15 werden im Abſ. 2 in der erſten Zeile die Buchſtaben „e 

und m’! erſetzt durch die Buchſtaben „e, k und I. 

Im $ 16 Abſ. 1 

werden unter Buchſtabe e die Worte „Pacht-, Miet⸗ und antichretiſchen 
Verträgen“ erſetzt durch die Worte „Pacht⸗ und Mietverträgen “; 

wird ebendaſelbſt das Wort „Pachtverträge“ erſetzt durch die Worte 
„Pacht⸗ und Mietverträge“. 


Im $ 17 Abſ. 2 


wird das Wort „Pachtverträge“ erſetzt durch die Worte „Pacht- und 
Mietverträge “; 

werden im Abſ. 7 die Worte „a der Tarifſtelle „Pachtverträge“ erſetzt 
durch die Worte „I der Tarifſtelle ‚Wacht und Mietverträge“ und 
die Worte „Vermieter oder Verpfänder“ durch die Worte „oder 
Vermieter“. 

Im 819 

wird in der Überſchrift das Wort „und“ erſetzt durch das Wort 
einſchließlich /; 


a 


AN 


werden im Abſ. 3 die Worte „Die Feſtſetzung der Strafen gegen 
Beamte und Notare erfolgt durch die ihnen vorgeſetzte Aufſichts⸗ 
behörde“ erſetzt durch die Worte „Bezüglich der Feſtſetzung der 
Strafen gegen Beamte einſchließlich Notare kommt der § 60 des 


Verwaltungsſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 (eſetzſamml. 1897 


S. 237) zur Anwendung /. 
Im 8 21 werden die Worte in Zeile 3 „dieſelben Vorſchriften zur 
Anwendung“ uſw. bis zum Schluß erſetzt durch die Worte „die 
Vorſchriften des Verwaltungsſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 (eſetz⸗ 
ſamml. 1897 S. 237) zur Anwendung /. 
Im § 22 wird der zweite Satz durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Hinſichtlich der Beitreibung von Geldſtrafen durch Verſteige⸗ 
rung von Grundſtücken und der zwangsweiſen Eintragung der 
Geldſtrafen im Grund- oder Hypothekenbuche kommt die Vorſchrift 
des § 54 Abſ. 2 des Verwaltungsſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 
(Geſetzſamml. 1897 S. 237) zur Anwendung. 


Artikel IV. 


Im $ 25 | 
wird der erſte Abſatz unter Buchſtabe e durch folgende Vorſchrift erſetzt: 


wenn ein beurkundetes Geſchäft nichtig oder infolge einer An⸗ 

fechtung als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt und die Er⸗ 

ſtattung innerhalb zweier Jahre nach der Beurkundung oder, 

falls die Nichtigkeit durch rechtskräftiges Urteil feſtgeſtellt iſt, 

binnen Jahresfriſt nach Eintritt der Rechtskraft nachgeſucht wird. 
erhält der zweite Abſatz folgende Faſſung: 

Außerdem kann die Erſtattung bereits verwendeter Stempel 
aus Billigkeitsgründen angeordnet werden, wenn die Ausführung 
eines Geſchäfts unterblieben oder ein Geſchäft auf Grund der 
Wandelung rückgängig gemacht iſt. Die Erſtattung muß inner⸗ 
halb zweier Jahre nach der Beurkundung des Geſchäfts beantragt 
werden; wird der Antrag auf Tatſachen geſtützt, die erſt nach 
der Beurkundung eingetreten ſind, ſo beginnt die zweijährige Friſt 
mit dem Tage, an dem der Antragſteller von dieſen Tatſachen 
Kenntnis erhalten hat. In den Fällen der Wandelung durch 
rechtskräftiges Urteil muß die Erſtattung binnen Jahresfriſt nach 
Eintritt der Rechtskraft nachgeſucht werden. 

wird im dritten Abſatz in Zeile 5 hinter dem Worte „Geſchäfts“ ein- 
geſchaltet: 
„oder die Wandelung “. 
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2. Dem § 27 iſt folgender Abſ. 4 hinzuzufügen: 

Die Friſten des erſten und dritten Abſatzes beginnen bezüglich 
der nach der Tarifſtelle 66 zu entrichtenden Stempel erſt nach 
Ablauf des Kalenderjahrs, in welchem die Eröffnung der Ver: 
fügung erfolgt. 

3. Im § 29 werden die Worte „für das Zollſtrafverfahren beſtehenden 
Vorſchriften“ erſetzt durch die Worte „Vorſchriften des Verwaltungs⸗ 
ſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 GGeſetzſamml. 1897 S. 237) “. 

4. Im § 31 werden im dritten Abſatze die Worte „Vermieter und Ver⸗ 
pfänder“ erſetzt durch die Worte „und Vermieter “. 

5. Im § 32 wird im erſten Abſatze das Wort „Pachtverträge“ erſetzt 
durch die Worte „Pacht- und Mietverträge “. 

6. Der § 34 erhält folgende Faſſung: 

: $ 34. 
Übergangsbeftimmungen. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1909 in Kraft. Be 
züglich derjenigen Urkunden, welche vor dieſem Tage Stempel⸗ 
pflichtigkeit erlangt haben, kommen die bisherigen Beſtimmungen 
zur Anwendung. 

Bezüglich der vor dem 1. Juli 1909 errichteten ſchriftlichen 
Pacht⸗ und Mietverträge der Tarifſtelle 48 1 finden die Vor⸗ 
ſchriften dieſer Tarifſtelle hinſichtlich der über den 30. Juni 1909 
hinaus ſich erſtreckenden Pacht⸗ und Mietdauer mit der Maßgabe 
Anwendung, daß ein Drittel des Stempelbetrags für die ur⸗ 
ſprüngliche Gültigkeitsdauer des Vertrags unerhoben bleibt. Be— 
züglich der vor dem 1. April 1896 errichteten ſchriftlichen Pacht⸗ 
und Mietverträge der Tarifſtelle 48 J bleibt es bei den bisherigen 
Beſtimmungen. 

Für die am 1. Juli 1909 bereits im Gebrauche befindlichen, 
in der Tarifſtelle 11 bezeichneten Automaten und Muſikwerke 
iſt die Karte für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1909 
innerhalb des Monats Juli 1909 zu löſen. 

7. Im $ 35 Abſ. 3 werden die Worte „vom 25. Juni 1895 geſtrichen. 


Artikel V. : 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Text des Stempelſteuergeſetzes 
vom 31. Juli 1895 und des Stempeltarifs, wie er ſich aus den Anderungen 
des gegenwärtigen Geſetzes und aus den vom 1. April 1908 ab eingetretenen 
Anderungen in der Bezeichnung der Amtsftellen der Verwaltung der Zölle und 
indirekten Steuern ergibt, unter fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen 
und der Tarifſtellen und unter Herſtellung einer einheitlichen Schreibweiſe durch 
die Gefegfammlung bekanntzumachen. f 


a 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 26. Juni 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. 
Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 


Stempeltarif. 


1. In der Tarifſtelle 2 
(a) wird im Abſ. 1 die Ziffer „5“ erſetzt durch die Ziffer „A; 
(b) werden im Abſ. 1 die Worte „vom 27. April 1894 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 381)“ geftrichen; 
(e) werden im Abſ. 1 in der Zeile 7 und 8 die Worte „fünfter“ und 
„zehnter“ erſetzt durch die Worte „ſechſter““ und „neunter“; 
(d) wird im Abſ. 1 in der Spalte 3 der Steuerſatz von „¼8e“ erſetzt durch 
den Steuerſatz von „½9 /; 
(e) wird im Abſ. 1 in der Spalte 4 der Steuerſatz von „1 Mark“ erſetzt 
durch den Steuerſatz von „1 Mark 50 Pf.“; 
() wird im Abſ. 4 in der Spalte 3 der Steuerſatz von „“ erſetzt durch 
den Steuerſatz von ‚7a; 
(g) werden im Abſ. 4 in der Spalte 5 den Worten „des Betrags der 
Hypothek oder Grundſchuld“ die Worte hinzugefügt „oder der Ab— 
löſungsſumme der Rentenſchuld “; 
ch) wird im Abſ. 4 in der Spalte 4 der Steuerſatz von „1 Mark“ erſetzt 
durch den Steuerſatz von „1 Mark 50 Pf.“; 5 
() erhält der Abſ. 6 folgende Faſſung: 
Der Stempel wird nicht erhoben oder erſtattet, wenn die 
Urkunde über die dem Antrage zu Grunde liegende Abtretung in an 
ſich ſtempelpflichtiger Form in Urſchrift, Ausfertigung oder be— 
glaubigter Abſchrift vorgelegt wird. So lange nicht die Urkunde 
vorgelegt iſt, kann der Stempel vorbehaltlich feiner Erſtattung ein- 
gezogen werden. Die Erſtattung kann nur innerhalb zweier Jahre 
nach Entrichtung des Stempels beantragt werden. Als eine die 
Abtretung enthaltende Urkunde iſt nur eine ſolche anzuſehen, welche 
die Abtretung jo enthält, wie fie unter den Beteiligten hinſichtlich 
des Wertes der Gegenleiſtung verabredet iſt. 


„ 


(k) erhält der Abſ. 8 folgende Faſſung: 

Wird nach der Zahlung des Stempels für den Eintragungs⸗ 
antrag die Urkunde über das der Eintragung zu Grunde liegende 
Geſchäft errichtet, ſo iſt auf den zu dieſer Urkunde erforderlichen 
Wertſtempel der für den Eintragungsantrag gezahlte Stempel an⸗ 
zurechnen. Die Anrechnung iſt innerhalb der im § 16 angegebenen 
Friſten auf der Urkunde amtlich zu vermerken. Soweit eine An⸗ 
rechnung erfolgt, iſt eine Erſtattung des für den Eintragungsantrag 
gezahlten Stempels ausgeſchloſſen. 

2. Die Tarifſtelle 5 wird geſtrichen. 

3. In den Tarifſtellen 6 und 7 werden in der Spalte 1 die Nrn. „6“ 
und „7“ erſetzt durch die Nrn. „5“ und „6“½¼. 

4. Zwiſchen der alsdann unter der Nr. 6 aufzuführenden Tarifſtelle 
„Approbationsſcheine“ und der Tarifſtelle 8 Auflaſſungen) wird in Spalte 1 
und 2 eingeſchaltet: 

7. Atteſte amtliche, wie Zeugniſſe, amtliche in Privatſachen, ſiehe dieſe. 

5. Die Tarifſtelle 8 erhält folgende Faſſung: 


Steuerſatz Berechnung 


nn Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
ü 5 Dun. Stempelabgabe 
dert [Mark Pf. 
8. | Auflaffungen von im Inlande gelegenen Grund⸗ 


Abſ. 1. 


ſtücken und Anträge auf Eintragung der Be⸗ 
gründung oder Übertragung von Erbbau- 
rechten oder ſonſtigen Rechten, welche ein 
Grundbuchblatt erhalten können, in Fällen 


der freiwilligen Veräußerung. 1 — des Wertes des veräußerten 


Gegenſtandes. 


Der Antrag auf Umſchreibung von Geſellſchaftseigentum auf den Namen 
eines Geſellſchafters unterliegt dem Auflaſſungsſtempel auch dann, wenn nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts eine Auflaſſung nicht erforderlich iſt. 

Abſ. 2. Die Abgabe wird nur erhoben, falls die beantragte Eintragung 
in das Grundbuch erfolgt iſt. Einem anderen Stempel unterliegen die Auf⸗ 
laſſungserklärungen oder Eintragungsanträge nicht. 

Abſ. 3. Der Auflaſſungsſtempel wird nicht erhoben oder erſtattet, wenn 
die das Veräußerungsgeſchäft enthaltende, in an ſich ſtempelpflichtiger Form aus⸗ 
geſtellte Urkunde in Urſchrift, Ausfertigung oder beglaubigter Abschrift vorgelegt 
wird. Solange nicht die Urkunde über das Veräußerungsgeſchäft vorgelegt iſt, 
kann der Auflaſſungsſtempel vorbehaltlich ſeiner Erſtattung eingezogen werden. 


1 


al 


Die Erſtattung kann nur innerhalb zweier Jahre nach Entrichtung des Stempels 
beantragt werden. 

Abſ. 4. Der Auflaſſungsſtempel wird jedoch erhoben, wenn die Urkunde: 

1. das Rechtsgeſchäft nicht ſo enthält, wie es unter den Beteiligten hin⸗ 
fichtlic) des Wertes der Gegenleiſtung verabredet iſt; 

2. auf Grund des § 21 des Reichsſtempelgeſetzes der in der Tarifſtelle 
„Kauf und Tauſchverträge“ verordneten Stempelabgabe nicht unter⸗ 
liegt, inſoweit nicht die Vorausſetzungen der Ziffern 1 und 2 der Er⸗ 
mäßigungen und Befreiungen der genannten Tarifſtelle vorhanden find; 

3. die Veräußerung eines Grundſtücks durch einen Bevollmächtigten 
enthält, ſofern die Veräußerung erweislich für Rechnung des Bevoll— 
mächtigten erfolgt iſt. Bei der Beurteilung der Frage, ob die Ver⸗ 
äußerung für Rechnung des Bevollmächtigten erfolgt iſt, ſind auch 
ſolche Umſtände in Betracht zu ziehen, welche aus der Urkunde nicht 
erſichtlich find; i 

4. einen der in der Tarifſtelle 25 d bezeichneten Verträge enthält, inſoweit 
nicht ein Wertſtempel von 1 v. H. zu entrichten oder der Vertrag nach 
der Ziffer 1 Abſ. 2 oder der Ziffer 2 Abſ. 3 der genannten Tarifſtelle 
von dem Stempel befreit iſt. 

Abſ. 5. Wird nach der Zahlung des Auflaſſungsſtempels die Urkunde 
über das zu Grunde liegende Veräußerungsgeſchäft errichtet, ſo iſt auf den zu 
dieſer Urkunde erforderlichen Wertſtempel von 1 v. H. der gezahlte Auflaſſungs⸗ 
ſtempel anzurechnen. Dieſe Beſtimmung findet auch Anwendung auf die im 
vorhergehenden Abſatz erwähnten Wertſtempel der Tarifſtelle 250. Die An⸗ 
rechnung iſt innerhalb der im § 16 angegebenen Friſten auf der Urkunde amtlich 
zu vermerken. Soweit eine Anrechnung erfolgt, iſt eine Erſtattung des Auf- 
laſſungsſtempels auf Grund des dritten Abſatzes ausgeſchloſſen. 5 

Abſ. 6. Die Vorſchriften über den Auflaſſungsſtempel finden entſprechende 
Anwendung bei Anträgen auf Umſchreibungen in öffentlichen Büchern, ſofern 
das Grundbuch noch nicht als angelegt anzuſehen iſt. 

6. In der Tarifſtelle 9 ſind die Worte in Spalte 2 „Gewerbeordnung 
für das Deutſche Reich vom 1. Juli 1883 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 177)“ zu erſetzen 
durch das Wort „Reichsgewerbeordnung “. 

7. In den Tarifſtellen 10, 11 und 16 wird der Steuerſatz der Spalte 4 
von je „1 Mark 50 Pf.“ erſetzt durch den Steuerſatz von je „3 Mark“. 

7a. Hinter der Tarifſtelle 11 (Auszüge uſw.) wird folgende neue 
Tarifſtelle 11 a eingeſchaltet: 

11a. Automaten und Muſikwerke. 

1. Jahreskarten, auch nicht unterſchriebene, für jeden auf Bahnhöfen 
oder anderen öffentlichen Orten und Plätzen oder in Gaft- und Schank— 
wirtſchaften zur Aufſtellung gelangenden 


5. 
8. 


a) Warenautomaten 
mit einem Warenbehälter bis vier Warenbehältern 1 Mark 


mit mehr als vier Warenbeh ältern 2 
b) Stereoſkop⸗, Schau: oder Scherzautomaten 3 


e) Muſikautomaten oder für jedes an den vorbezeichneten 
Stellen zur Aufſtellung gelangende mechanifche Muſik— 
werk einſchließlich der Grammophone, Phonographen 
und ähnlichen Apparate, wenn der Anſchaffungspreis 
oder in Ermangelung eines ſolchen der Wert des Auto- 
maten oder Muſikwerkes beträgt: 

nicht mehr als 100 Mae 2 
mehr als 100 Mark, aber nicht mehr als 300 Mark 3 
mehr als 300 Mark, aber nicht mehr als 500 Mark 5 
mehr als 500 Mark, aber nicht mehr als 1000 Mark 10 
mehr als 1000 Mark, aber nicht mehr als 2000 Mark 20 
mehr als 2000 Mark, aber nicht mehr als 3000 Mark 30 
mehr als 3 000 Mark, aber nicht mehr als 4000 Mark 40 
mehr als 1000 Mart 50 
d) Automaten anderer Art als die unter a bis e aufgeführten 1 


. Entfteht die Abgabepflicht für die unter Ziffer 1 aufgeführten Gegen⸗ 


ſtände in der Zeit zwiſchen dem 1. Juli und 31. Dezember, ſo beträgt 
für dieſe Zeit der Stempel die Hälfte der vorſtehenden Steuerſätze. 


Befreit find Automaten 


a) die zu Betriebszwecken öffentlicher Behörden aufgeſtellt werden, 

b) die zur Verabreichung von Speiſen und Getränken in Reſtaurationen 
und ſolche, die zur Abgabe von Gas und Elektrizität zu hauswirt⸗ 
ſchaftlichen und kleingewerblichen Zwecken dienen. 


Der Eigentümer eines Automaten oder eines Muſikwerkes oder, wenn 


der Automat oder das Muſikwerk einem anderen zur Ausnützung über⸗ 
laſſen worden iſt, dieſer, hat ſpäteſtens innerhalb eines Monats nach dem 
Tage der Inbetriebſetzung des Automaten oder des Muſikwerkes und 
für die Folge ſpäteſtens innerhalb des Monats Januar jeden Kalender⸗ 
jahres bei der zuſtändigen Behörde gegen Zahlung des Abgabenbetrags 
die hier bezeichnete Jahreskarte zu löſen. 

Die Vorſchrift des § 4a findet keine Anwendung. 


In der Tarifſtelle 16 


(a) wird hinter dem Worte „Duplikate“ eingeſchaltet das Wort „Neben— 


ausfertigungen) /; 


(b) wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 


Befreit ſind Duplikate von Jagdſcheinen. 


„„ 809. 


Sa. Die Tarifſtelle 19 erhält folgende Faſſung: 
19. Fällt aus. 
Sb. Die Tarifftelle 21 erhält folgende Faſſung: 
Erbverträge, ſiehe Verfügungen von Todes wegen. 

9. In der Tarifſtelle 22 

(a) werden unter Buchſtabe a Abſ. 1 in Spalte 4 die Steuerſätze von 
„550, 50, 5 und 10 Mark“ erſetzt durch die Steuerſätze von „150, 
150, 10 und 20 Mark“; 

(b) werden unter Buchſtabe b in Spalte 2 die Worte „Gewerbeordnung 
für das Deutſche Reich vom 1. Juli 1883 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 177)" 
erſetzt durch das Wort „Reichsgewerbeordnung) /; 

(e) werden unter Buchſtabe e Abſ. 1 in Spalte 4 die Steuerſätze von 
„1 Mark 50 Pf., 5 Mark, 15 Mark, 50 Mark und 100 Mark“ 
erſetzt durch die Steuerſätze von „5 Mark, 15 Mark, 50 Mark, 
200 Mark und 500 Mark“; 

(d) wird unter Buchſtabe e zwiſchen Abſ. 1 und Abſ. 2 folgende 
Vorſchrift als Abſ. 2 eingefügt: 

Bei Erlaubniserteilungen an Vertreter oder Bevollmächtigte 
juriſtiſcher Perſonen berechnet ſich die Stempelabgabe nach der Ver— 
anlagung der juriſtiſchen Perſon zur Gewerbefteuer; 

e) werden unter Buchſtabe d Abſ. 1 in Spalte 4 die Steuerſätze von 
„1 Mark, 5 Mark, 10 Mark, 20 Mark, 50 Mark, 75 Mark und 
100 Mark“ erſetzt durch die Steuerſätze von „2 Mark 50 Pf., 
10 Mark, 20 Mark, 40 Mark, 100 Mark, 150 Mark und 200 Mark /; 
in der letzten Zeile dieſes Abſatzes wird die Ziffer „50“ erſetzt durch 
die Ziffer „100; N 5 

E) wird unter Buchſtabe e in Spalte 4 der Steuerſatz von „1 Mark 50 Pf.“ 
erſetzt durch den Steuerſatz von „5 Mark“; 

(g) erhält die Vorſchrift unter Buchſtabe k folgende Faſſung: 

ER .. .:.. ĩͤ v. E N 


gaufende i Steuerſatz Berechnung 
915 Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
ö Hun- Stempelabgabe 


dert Mark Pf. 


Abſ. 1. | k) Erlaubniserteilungen zum Betriebe des Pfand— 
leih⸗, Pfandvermittler⸗, Geſindevermieter⸗ 
oder Stellenvermittlergeſchäfts (§ 34 Abſ. 1 
und 2 der Reichsgewerbeordnung)), 
wenn der Gewerbebetrieb wegen geringen 
Ertrags und Kapitals von der Gewerbe— 
steuer ff! 8 — 50 — 
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— — 


en nennen ame mn . —xæ—ͤ— 


Laufende 
Nr. 


Abſ. 2. 


Abſ. 3. 


Gegenſtand der Beſteuerung 


in die vierte Gewerbeſteuerklaſſe gehört ... 
in die dritte Gewerbeſteuerklaſſe gehört ... 
in die zweite Gewerbeſteuerklaſſe gehört.. 
in die erſte Gewerbeſteuerklaſſe gehört.... 


Bei den von der Gewerbeſteuer befreiten Ge— 
ſindevermietern kann bei nachgewieſener Be- 
dürftigkeit der Stempel von 50 Mark bis 
auf die Hälfte ermäßigt werden. 


Erlaubniserteilungen der Ortspolizeibe⸗ 
hörden an Geſinde⸗ oder Stellenvermittler 
zur Beherbergung von ſtellungſuchen⸗ 
den Perſonen 
zwei Zehntel der vorſtehenden Sätze, 
zur Lieferung von Speiſen und nicht 
geiſtigen Getränken an die beher⸗ 
bergten Perſonen 
zwei Zehntel der vorſtehenden Sätze 
zur Beherbergung von ſtellungſuchenden 
Perſonen und zur Lieferung von 
Speiſen und nicht geiſtigen Getränken 
an die beherbergten Perſonen 
vier Zehntel der vorſtehenden Sätze; 


Erlaubniserteilungen an Vertreter oder 
Bevollmächtigte von Gemeinden oder anderen 
Kommunalverbänden, Handelskammern, 
Landwirtſchaftskammern, Innungen, In⸗ 
nungsausſchüſſen, Innungsverbänden, Hand⸗ 
werkskammern, Berufsvereinen, Gewerbe⸗ 
vereinen und ſonſtigen Vereinen und Körper⸗ 
ſchaften zum Betriebe des Stellungsvermitt⸗ 
lungs⸗ und Arbeitsnachweisgeſchäfts .. . .. 


Berechnung 
der 


Stempelabgabe 


und zwar für ein jedes der 


drei Gewerbe beſonders, 
wobei das Gewerbe der 
Geſinde- und Stellenver⸗ 
mittler als ein einheitliches 
Gewerbe gilt. 
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ch) werden unter Buchſtabe g Abſ. 1 in Spalte 4 die Steuerſätze von 
„20 Mark“ und „100 Mark“ erſetzt durch die Steuerſätze von 
„40 Mark“ und „200 Mark“, 

() wird unter Buchſtabe h in Spalte 4 der Steuerſatz von „100 Mark!“ 
erſetzt durch den Steuerſatz von „200 Mark“; e 

(k) werden unter Buchſtabe 1 Abſ. 1 in Spalte 2 die Worte „Auswanderungs⸗ 
unternehmer und“ ſowie die Worte des zweiten Abſatzes in Spalte 2 
nebſt der Ziffer „25“ in Spalte 4 dieſes Abſatzes geſtrichen; in 
Spalte 4 des erſten Abſatzes wird der Steuerſatz von „100“ erſetzt 
durch den Steuerſatz von „200 /; 

() wird die Vorſchrift unter Buchſtabe K geftrichen; 

(m) werden unter Buchſtaben 1, m und n in Spalte 2 die Buchſtaben 
„J m und n“ erſetzt durch die Buchſtaben „k, 1 und m/; N 

in) werden unter Buchſtabe ! Abſ. 1 in Spalte 4 die Steuerſätze von „1, 5, 

10, 20, 50, 75 und 100 Mark“ erſetzt durch die Steuerſätze von 

„2 Mark 50 Pf., 10, 20, 40, 100, 150 und 200 Mark“ und in 

der letzten Zeile des Abſ. 1 in Spalte 2 wird die Ziffer „50“ erſetzt 

durch die Ziffer „100 /, 

wird unter Buchſtabe m Abſ. 1 in Spalte 4 der Steuerſatz von 

„100 Mark“ erſetzt durch den Steuerſatz von „200. Mark“ und im 

Abſ. 2 in Spalte 4 werden die Steuerſätze von „3, 10, 25, 60 und 

100 Mark“ erſetzt durch die Steuerſätze von „5, 20, 50, 75 und 

200 Mark“; 

(p) wird unter Buchſtabe n Abſ. 1 in Spalte 4 der Steuerſatz von „3 bis 
20 Mark“ erſetzt durch den Steuerſatz von „5 bis 40 Mark“ und im 
Abſ. 2 in Spalte 4 wird der Steuerſatz von „50 Pf.“ erſetzt durch 
den Steuerſatz von „1 Mark /. 


10. Die Tarifſtelle 25 erhält folgende Faſſung: 


— 
O 
— 


Steuerſatz Berechnung 


an Gegenſtand der Beſteuerung vom u 
r. Hun⸗ Stempelabgabe 


dert Mark Pf. 


25. Geſellſchaftsverträge, wenn ſie betreffen: 
Bucht. | a) die Errichtung 
1 1. von Aktiengeſellſchaften oder Komman⸗ 
. ditgeſellſchaften auf Aktien ſowie die Er⸗ 
höhung des Grundkapitals ſolcher Ge⸗ 
ſellſchaften in der Form von Verträgen 


a Dee 


rc Steuerſatz Berechnung 
an ; Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
5 Hun- 5 Stempelabgabe 
dert [Mark Pf. 
Noch 25 oder Beſchlüſſen, wenn das Grund— 
Buchſt. kapital beträgt 
a. nicht mehr als 5000000 Mark.. . 1 | — — des Grundkapitals oder des 7 
mehr als 5 000 000 Mark, aber nicht Betrags der Erhöhung 
mehr als 10000000 Mark... . 1¼ — — dieſes Kapitals, 
mehr als 10000000 Mark.... 1% — — 
2. von Geſellſchaften mit beſchränkter Haf- 
tung ſowie die bei ſolchen Geſellſchaften 
erfolgende Erhöhung des Stammkapitals 
und Einforderung von Nachſchüſſen in 
der Form von Verträgen oder Be⸗ 
ſchlüſſen, wenn das Stammkapital beträgt 
nicht mehr als 100 000 Mark . . . . / | — — [des Stammkapitals oder des 
5 mehr als 100 000 Mark, aber nicht Betrags der Erhöhung 
mehr als 300 000 Mark. 52 — =, dieſes Kapitals oder des 
mehr als 300 000 Mark, aber nicht Betrags der eingeforderten 
mehr als 500 000 Marf....... 1 — —Nachſchüſſe. Bei Erhöhun⸗ 
mehr als 500 000 Marr. 1½ — —) gen des Stammkapitals be⸗ 
a rechnet ſich die Abgabe nach 
demjenigen Steuerſatze, wel- 
cher dem Betrage des 
Stammkapitals unter Hin⸗ 
zurechnung des Betrags 
. der Erhöhung entſpricht. 
Abſ. 2. Wenn aus der Zuſammenrechnung des 
Grund⸗ oder Stammkapitals und der Be— 
träge ſpäterer Erhöhungen ſich höhere Steuer- 
ſätze als die früher in Anwendung gebrach— 
ten ergeben, ſo ſind die nach dieſer Berech— 
nung entſtehenden Mehrbeträge der Stem⸗ 
pelabgabe nachzuentrichten. Die hiernach 
nachzuzahlenden Stempel ſind zu dem die 
Pflicht zur Nachentrichtung begründenden 
Vertrage oder Beſchluſſe zu verwenden. Die 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes be— 
urkundeten Verträge oder Beſchlüſſe bleiben 
von dieſer Vorſchrift unberührt. 


„„ 


Laufende Steuerſatz Berechnung 
17 Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
EI Hun- 
Bert N Stempelabgabe 
Noch 25 Wird das Kapital oder der Betrag der 


Buchſt. Nachſchüſſe nicht ſofort voll eingezahlt, ſo iſt 


a. der Wertſtempel von der jedesmaligen Teil- 
Abſ. 3. zahlung zu entrichten. 
Abſ. 4. Ermäßigung. 


Geſellſchaften, die ſatzungsmäßig aus⸗ 
ſchließlich gemeinnützigen Zwecken dienen und 
deren Satzung die an die Geſellſchafter zu 
verteilende Dividende auf höchſtens vier vom 
Hundert ihrer Anteile beſchränkt, auch den 
Geſellſchaftern bei der Auflöſung der Geſell— 
ſchaft nicht mehr als den Nennwert ihrer 
Anteile zuſichert, den etwaigen Reſt des Ge— 
ſellſchaftsvermögens aber für gemeinnützige | 


Swereabellinmi kn ar. ae "ho | — — des Grund⸗ oder Stamm⸗ 
kapitals oder des Betrags 
der Erhöhung dieſes Kapi⸗ 
tals oder des Betrags der 

Anmerkung. eingeforderten Nachſchüſſe. 
Abſ. 5. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden 


entſprechende Anwendung auf im Auslande 
geſchloſſene Geſellſchaftsverträge, welche die 
Errichtung gleicher oder ähnlicher Geſell— 
ſchaften zum Gegenſtande haben, ſofern die 
Geſellſchaften ihren Sitz im Inlande nehmen 
oder im Inlande eine Zweigniederlaſſung 
errichten. Dasſelbe gilt bei Erhöhungen 
des Grund- oder Stammkapitals. Im Falle 
der Errichtung einer Zweigniederlaſſung be- 
rechnet ſich der Stempel nach dem Werte des 
Anlage und Betriebskapitals der inländiſchen 
Zweigniederlaſſung. Im Falle der Erhöhung 
des Grund⸗ oder Stammkapitals berechnet 
ſich der Stempel nach demjenigen Betrage, 
der zu dem Betrage der Erhöhung des 
Kapitals in demſelben Verhältniſſe ſteht wie 


Sl er 


Laufende 
Nr. 


Noch 25 
Buchſt. 


a. 
Abſ. 5. 


Gegenſtand der Beſteuerung 


der Wert des inländiſchen Anlage- und 
Betriebskapitals zu dem Werte des geſamten 
Anlage- und Betriebskapitals. Der Stempel 
wird nur erhoben, wenn die Eintragung in 
das Handelsregiſter erfolgt ift; auf die Ein- 
ziehung des Stempels finden die Vorſchriften 
des § 30 des Preußiſchen Gerichskoſten⸗ 
geſetzes Anwendung. 


Buchft. | b) die Errichtung 


b. 
Abſ. 1. 


Abſ. 2. 


1. von offenen Handelsgeſellſchaften, Kom⸗ 
manditgeſellſchaften und Kolonialgeſell⸗ 
ſchaften, von Geſellſchaften des bürger⸗ 
lichen Rechts, ſofern dieſe Geſellſchaften 
Erwerbszwecke verfolgen, und von Ge⸗ 
noſſenſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über 
den Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht 
e, 0... 
Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, 
welche lediglich vorübergehende Zwecke 
verfolgen (Gelegenheitsgeſellſchaften) ... 


2. von Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, 


welche andere als Erwerbszwecke verfolgen, 
und von Genoſſenſchaften, deren Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb nicht über den Kreis ihrer 
Mitglieder hinausgeht 


Anmerkung. 

1. Den unter Ziffer 1 und 2 aufgeführten 
Verträgen ſteht die erſtmalige Feſtſtellung 
der Satzung (des Statuts) gleich. 

2. Verträge über den Eintritt neuer Ge⸗ 
ſellſchafter oder über die Erhöhung der 
Einlagen ſtehen den Verträgen über die 


Steuerſatz 


vom 
Hun⸗ 
dert 


Mark 


1 


Pf. 


Berechnung 
der 


Stempelabgabe 


des Wertes der das Geſell— 
ſchaftsvermögen bildenden 
Einlagen abzüglich der auf 
ihnen ruhenden Schulden 


509 


Laufende 
Dun 


Noch 25 
Wu 


ie 2. 


Buchſt. 


C. 
Abſ. 1. 


Gegenſtand der Beſteuerung 


Errichtung der Geſellſchaften gleich. Der 
Stempel beträgt 
Rindeſtens abe 


3. Die Anmerkung zum Buchſtaben a findet 
entſprechende Anwendung. 


c) das Einbringen von nicht in Geld beſtehendem 


Vermögen in eine Geſellſchaft der unter a be- 

zeichneten Art bei ihrer Errichtung oder in 

eine bereits beſtehende Geſellſchaft dieſer Art, 
inſoweit zu dem eingebrachten Vermögen 

e 

im Inlande gelegene unbewegliche Sachen 
oder ihnen gleichgeachtete Rechte; 

2. Patentrechte, Gebrauchsmuſterrechte und 
ſonſtige gewerbliche Schutzrechte ſowie 
Urheberrechte aller Art, 

3. Rechte aus Veräußerungsgeſchäften der 
im Abſ. 6 der Tarifſtelle 32 bezeichneten 
Art über im Inlande gelegene unbeweg⸗ 
liche Sachen oder ihnen gleichgeachtete 
Rechte / 

4. Rechte auf Auflaſſung von im Inlande 
gelegenen unbeweglichen Sachen oder 
ihnen gleichgeachteten Rechten 


Steuerſatz 


vom 


Hun⸗ 


dert 


"leo 


Mark 


Berechnung 
8 der 


9 Stempelabgabe 


— des vorbezeichneten Wertes der 
Einlage des neuen Geſell— 

ſchafters oder des Wertes, 
um den die Einlage erhöht 
wird, abzüglich der auf der 
Einlage ruhenden Schulden; 


— des Entgelts einſchließlich der 
auf der Einlage ruhenden, 
auf die Geſellſchaft über⸗ 
gehenden Paſſiva und des 
Wertes aller ſonſtigen aus⸗ 
bedungenen Leiſtungen und 
vorbehaltenen Nutzungen 
oder, wenn das Entgelt aus 
dem Vertrage nicht hervor⸗ 
geht, des Wertes des ein⸗ 
gebrachten Vermögens; 


RD 


— — 


gaufend Steuerſatz Berechnung 
a 5 Gegenſtand der Beſteuerung vom | der 
Nr. Hun⸗ 
dent al Stempelabgabe 
Noch 25 inſoweit zu dem eingebrachten Vermögen 
Buchſt. außerhalb Landes gelegene unbewegliche 
e. Sachen und ebendaſelbſt befindliche beweg- 
Abſ. 1. liche Sachen, welche Zubehör der erſteren 
f rn Se ae a — 3 — 
inſoweit das eingebrachte Vermögen aus 
fonftigen beweglichen Vermögensgegen— 
ee e aan / — — des Entgelts einſchließlich des 
Wertes der ausbedungenen 
Leiſtungen und vorbehalte— 
nen Nutzungen oder, wenn 
das Entgelt nicht aus dem 
Vertrage hervorgeht, des 
Wertes des eingebrachten 
inſoweit das eingebrachte Vermögen aus e 
anderen als den vorher bezeichneten Forde⸗ 
r ern ½% — — | des Wertes der Forderungen. 
Abf. 2. Befreit ift das Einbringen von Nachlaß⸗ 
gegenſtänden in eine ausſchließlich von den 
Teilnehmern an einer Erbſchaft gebildete 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Zu 
den Teilnehmern einer Erbſchaft wird auch 
der überlebende Ehegatte gerechnet, welcher 
mit den Erben des verſtorbenen Ehegatten 
gütergemeinſchaftliches Vermögen zu teilen hat. 
Buchſt. d) die Überlaſſung 
d. 1. der Rechte an dem Geſellſchaftsvermögen 
e ale ſeitens eines Geſellſchafters oder deſſen 
Abf. 1. Erben an einen anderen Geſellſchafter, 


die Geſellſchaft oder einen Dritten .. ./ 


der Rechte an dem Geſellſchaftsvermögen 


der unter b bezeichneten Geſellſchaften. ./ 


1 


— des Wertes der Gegenleiſtung 
oder, wenn eine ſolche in 
der Urkunde nicht enthalten 
iſt, des Wertes der über⸗ 
laſſenen Rechte 


‚— | wie vor; 


„„ En 


Haende Steuerſatz Berechnung 
51 Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
8 Hun⸗ 
| ln Stempelabgabe 
232550 ĩðꝰiVw% p |MAEDE | ne 
Noch 25 Befreit find: Verträge über Überlaffung 
Buchſt. von Rechten an dem Gejellfi chaftsvermögen 
d. an Perſonen, welche nach den Vor— 
Diff. 1. ſchriften des Geſetzes, betreffend die Erb— 
Abſ. 2. ſchaftsſteuer, vom 30. Mai 1873/19. Mai 
1891 von der Zahlung der Erbſchafts⸗ 
ſteuer befreit find; 
Ziff. 2. 2. von Sachen oder Rechten ſeitens der Ge- 
Abſ. 1 ſellſchaft zum Sondereigentum an einen 
i Geſellſchafter oder deſſen Erben, 
inſoweit zu dem überlaſſenen Geſell— 
ſchaftsvermögen unbewegliche, im In— 
lande gelegene Sachen oder ihnen gleich— 
geachtete Rechte oder Rechte der unter 
Buchſtabe e Abſ. 1 Ziffer 2 bis 4 be⸗ 
deichtteten Art gehören 1 — —- des Entgelts einſchließlich des 


Wertes der ausbedungenen 
Leiſtungen und vorbehalte⸗ 
nen Nutzungen oder, wenn 
das Entgelt nicht aus dem 
Vertrage hervorgeht, des 
Wertes der überlaſſenen 
Rechte / 
inſoweit zu dem überlaſſenen Geſell— 
ſchaftsvermögen außerhalb Landes ge- 
legene unbewegliche Sachen und eben— 
daſelbſt befindliche bewegliche Sachen, 
welche Zubehör der erſteren ſind, oder 
den unbeweglichen Sachen gleichgeachtete 
e ee ea 
inſoweit das überlaſſene Geſellſchafts— 
vermögen aus beweglichen Vermögens⸗ 
gegenſtänden beſtehht. 
inſoweit das überlaſſene Geſellſchafts— 
vermögen aus anderen als den vorher 
bezeichneten Forderungsrechten befteht. . 


5 — — wie vor; 


½ — — des Wertes der Forderungen. 
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Laufende 
Nr. 


Buchſt. 
€ 


Abf. 1. 
Ziff. 1. 


Jiff. 2. 


F 


Gegenſtand der Beſteuerung 


Bei Berechnung des Stempels bleibt 
derjenige Teil der zum Sondereigentum 
überlaſſenen Vermögensgegenſtände außer 
Betracht, welcher auf den erwerbenden 
Geſellſchafter nach der Kopfzahl der 
Geſellſchafter entfällt. 


Befreit iſt die Rückgewähr der von 
einem Geſellſchafter eingebrachten un- 


beweglichen Sachen oder ihnen gleich— 


e) die 


geachteten Rechte oder Rechte der unter 
Buchſtabe e Abſ. 1 Ziffer 2 bis 4 be⸗ 
zeichneten Art oder ſonſtigen beweglichen 
Vermögensgegenſtände an dieſen Geſell⸗ 
ſchafter oder deſſen Erben oder deſſen 
Ehefrau, welche mit ihm in Güter⸗ 
gemeinſchaft geſtanden hat. 


erſtmalige Feſtſtellung der Satzung (des 


Statuts) f 


einer Gewerkſchaft 


Bei Gewerkſchaften mit geringerem 
Vermögen oder, wenn ſonſtige Gründe 


die Anwendung eines geringeren Steuer- 


ſatzes rechtfertigen, kann der Stempel 
Koran ee Ve 
ermäßigt werden; 


. anderer als der unter Buchſtabe b auf 


geführten Geſellſchaften, ferner der 
Körperſchaften, Stiftungen, Vereine und 
Anſtalten, ſoweit nicht nach den Be— 
ſtimmungen dieſer Tarifſtelle ein höherer 
Stempel zu verwenden iſtet. 


Steuerſatz Berechnung 


vom 
Hun⸗ 
dert [Mark 


der 


Stempelabgabe 


— — 


Pf. 


— 3513 — 


Laufende i Steuerſatz Berechnung 
15 Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
8 Hun⸗ S 
Dek de er Stempelabgabe 
Noch 25 Befreit find Kranken-, Unfall, Alters⸗ 
Buchſt. und Invaliditäts⸗Verſicherungs- und Unter⸗ 
e. ſtützungskaſſen, denen die Verſicherungs⸗ 
Abſ. 2. nehmer auf Grund geſetzlicher Beſtimmun⸗ 
gen beizutreten verpflichtet find, und ein- 
getragene Genoſſenſchaften, welche die Ge— 
winnverteilung ausgeſchloſſen haben. 


11. Die Tarifſtelle 30 wird geſtrichen. 

12. In der Tarifſtelle 31 wird in der Spalte 1 die Nummer „31“ 
erſetzt durch die Nummer „30“ und in der Spalte 4 der Steuerſatz von „1 Mark 
50 Pf.“ durch den Steuerſatz von „3 Mark“. 

13. a der fo gebildeten Tarifſtelle 30 (Inventarien) und der 
Tarifſtelle 32 (Kauf- und N wird als ei 31 eingefchaltet: 


Laufende a Steuerſaz Berechnung 
905 Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
5 an i Stempelabgabe 
dert [Mark Pf. 
31. Jagdſcheine 
Abſ 5 u Sobtesjnanichein, var nen a 7 |50 
| Sagesfaadihein..:- .- 2: -- — | 1150| 
Jahresjagdſchein an Perſonen, welche 
weder Angehörige eines deutſchen 


Bundesſtaats ſind, noch in Preußen ö 

einen Wohnſitz oder einen Grund— 

beſitzmiteinem Grundſteuerreinertrage | | 

von 150 Mark haben — 50 — 
„ „Tagesjagdſchein an ſolche Werfonen! — 10 — 
Nach näherer Anweiſung des Finanzminiſters 
kann jedoch auch für dieſe Perſonen der 
Stempelſteuerſatz für Jahres- und Tages⸗ 
jagdſcheine bis auf den Satz für Inländer 
ermäßigt werden. 


„ 3 7 El 


Laufende 
Nr. 


32. 
Abſ. 1. 


Steuerſatz 


Gegenſtand der Beſteuerung vom 
Hun⸗ 
dert 


Befreit ſind Jagdſcheine für die auf 
Grund des § 23 des Forſtdiebſtahlgeſetzes 
vom 15. April 1878 Geſetzſamml. S. 222) 
beeidigten ſowie diejenigen Perſonen, welche 
ſich in der für den Staatsforſtdienſt vor⸗ 
geſchriebenen Ausbildung befinden. 


14. Die Tarifſtelle 32 erhält folgende Faſſung: i 


Kauf und Tauſchverträge und andere läſtige 
Veräußerungsgeſchäfte enthaltende Verträge 
einſchließlich der gerichtlichen Zwangsver— 
ſteigerungen, inſoweit nicht beſondere Tarif— 
ſtellen zur Anwendung kommen, wenn ſie be— 
treffen: 

a) im Inlande gelegene unbewegliche Sachen 
oder ihnen gleichgeachtete Rechte .. . .. 1 


b) außerhalb Landes gelegene unbewegliche 
Sachen und ebendaſelbſt befindliche be— 
wegliche Sachen, inſoweit ſie Zubehör 
der erſteren find und mit dieſen zus 
ſammen veräußert werden. — 


Mark 


Pf. 


Berechnung 
der 


Stempelabgabe 


— bei Kauf und Lieferungs⸗ 


verträgen vom Kauf- oder 
Lieferungspreiſe unter Hin⸗ 
zurechnung des Wertes der 
ausbedungenen Leiſtungen 
und vorbehaltenen Nutzun⸗ 
gen; bei anderen Verträgen 
vom Geſamtwerte der Ge— 
genleiſtung unter Hinzu⸗ 
rechnung des Wertes der 
vorbehaltenen Nutzungen 
oder, wenn der Wert der 
Gegenleiſtung aus dem 
Vertrage nicht hervorgeht, 
von dem Werte des ver- 
äußerten Gegenftandes; 


| 
| 


Gnufene Steuerſatz Berechnung 
5 Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
0 a Hun⸗ i 
ecke ie Stempelabgabe 

Noch 32. 0) andere Gegenſtände aller Art, falls die 
Abſ. 1. Verträge nicht auf Grund der Tarif— 

nummer 4 des Reichsſtempelgeſetzes der 

Reichs ſtempelabgabe unterliegen oder von 

e ee e re % — wie vor. 


Abſ. 2. Der Stempel berechnet ſich: 

1. bei Tauſchverträgen nach dem Werte der von einem der Vertrag⸗ 
ſchließenden in Tauſch gegebenen Gegenſtände und zwar derjenigen, 
welche den höheren Wert haben, bei dem Tauſche inländiſcher gegen 
ausländiſche Grundſtücke nur nach dem Werte der erfteren; 

2. bei gerichtlichen Zwangsverſteigerungen nach dem Betrage des Meift- 
gebots, zu dem der Zuſchlag erteilt wird, unter Hinzurechnung der von 
dem Erſteher übernommenen Leiſtungen. Erreicht das Meiſtgebot nicht 
den Wert des Gegenſtandes, ſo tritt dieſer an die Stelle des Gebots. 
Wenn der Erſteher zur Zeit der Einleitung der Zwangsverſteigerung 
Hypotheken- oder Grundſchuldgläubiger iſt, ſo tritt an die Stelle des 
Meiſtgebots, falls dieſes hinter dem Geſamtbetrage der Hypotheken⸗ 
oder Grundſchuldforderungen des Erſtehers und der dieſen vorgehenden 
Forderungen zurückbleibt, dieſer Geſamtbetrag, ſofern er nicht den Wert 
des Gegenſtandes überſteigt 

3. bei Verträgen über Leiſtung an Erfüllungs Statt nach dem Werte, zu 
dem die Gegenſtände an Erfüllungs Statt angenommen werden. Wird 
in einem Kaufvertrage hinſichtlich des Kaufpreiſes eine Leiſtung an 
Erfüllungs Statt vereinbart, ſo iſt der Vertrag wie ein Tauſchvertrag 
zu verfteuern; 

4. wenn auf dem veräußerten Gegenſtande ein Nießbrauchsrecht laſtet, zu 
deſſen Beſeitigung der Veräußerer nicht verpflichtet iſt, von dem Werte 
des veräußerten Gegenſtandes, ſofern dieſer Wert den nach dem erſten Ab- 
ſatze dieſer Tarifſtelle zu berechnenden Betrag der Gegenleiſtung überfteigt. 

Abf. 3. Wird bei einer Verſteigerung, welche zum Zwecke der Auseinander- 
ſetzung unter Miteigentümern erfolgt, der Zuſchlag einem Miteigentümer erteilt, 
ſo bleibt bei Berechnung des Stempels derjenige Teil des Meiſtgebots außer 
Betracht, welcher auf den dem Erſteher bereits zuſtehenden Anteil an den ver- 
ſteigerten Gegenſtänden fällt. Im Falle der Gemeinſchaft unter Miterben gilt 
im Sinne dieſer Vorſchrift jeder Miterbe als Miteigentümer nach Verhältnis 
ſeines ideellen Anteils am Nachlaſſe. 


a SOLO N 


Abſ. 4. Wird ein Zuſchlagsurteil aufgehoben, ſo werden die angeſetzten 
Beträge nicht erhoben oder, wenn ſie bezahlt ſind, erſtattet. 


Abſ. 5. Beurkundungen von Veräußerungen beweglicher Sachen unterliegen 
dem Stempel dieſer Tarifſtelle auch dann, wenn ſie nur von einem der Vertrag⸗ 
ſchließenden im Sinne des zweiten Abſatzes des § 1 dieſes Geſetzes unterzeichnet 
und dem anderen Vertragſchließenden ausgehändigt ſind. Ausgenommen ſind 
Aufzeichnungen, welche im Handesverkehr über Beſtellungen gemacht und ent⸗ 
gegengenommen werden (ſogenannte Kommiſſionsnoten). 


Abſ. 6. Beurkundungen von Übertragungen der Rechte der Erwerber aus 
Veräußerungsgeſchäften über unbewegliche Sachen und ihnen gleichgeachtete Rechte 
oder über bewegliche Sachen ſowie Beurkundungen nachträglicher Erklärungen 
der aus einem Veräußerungsgeſchäfte der vorbezeichneten Art berechtigten Erwerber, 
die Rechte für einen Dritten erworben beziehungsweiſe die Pflichten für einen 
Dritten übernommen zu haben, werden in betreff der Stempelpflichtigkeit wie 
Beurkundungen der Veräußerungen der Sachen und Rechte behandelt. Dasſelbe 
gilt von Übertragungen der Rechte aus Anträgen zur Schließung eines läſtigen 
Veräußerungsgeſchäfts, die den Veräußerer binden, ſowie aus Verträgen, durch 
die nur der Veräußerer zur Schließung eines läſtigen Veräußerungsgeſchäfts 
verpflichtet wird. 


Laufende 
Nr. 


Abſ. 7. 


Abſ. 8. 


a Steuerſatz Berechnung 
Gegenſtand der Beſteuerung vom der 


Wenn jedoch der erſte Erwerber das Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft erweislich auf Grund eines 
Vollmachtsauftrags oder einer Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag für einen Dritten ab⸗ 
geſchloſſen hat, ſo bedürfen Beurkundungen 
von Übertragungen der Rechte dieſes erſten 
Erwerbers an den Dritten nur eines Stempels 
NE 


In den Fällen des vorhergehenden Ab— 
ſatzes iſt die Erſtattung des bereits verwen⸗ 
deten Wertſtempels anzuordnen. Auch muß 
die Abſtandnahme von der Einziehung des 
Wertſtempels angeordnet werden, falls dies 
innerhalb zweier Wochen nach erfolgter Be⸗ 
urkundung der Übertragung beantragt wird. 
Außerdem können bei ſonſtigen Beurkundungen 


Hun⸗ Stempelabgabe 


dert 


Mark 


Pf. 


— — 
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Laufende 
Nr. 


Abſ. 9. 


Abſ. 10. 


Steuerſatz Berechnung 
Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
Hun⸗ Stempelabgabe 
dert [Mark Pf. 


der erwähnten Art in denjenigen Fällen die 
gleichen Anordnungen getroffen werden, in 
denen beſondere Billigkeitsgründe vorhanden 
ſind. 


Beurkundungen der Abtretung der Rechte 
aus dem Meiſtgebote bei Zwangsverſteige⸗ 
rungen oder die Erklärung des aa 
daß er für einen anderen geboten habe.. 


Der Stempel ermäßigt ſich auf ......... 

1. wenn die Abtretung der Rechte aus dem 
Meiſtgebot oder die Erklärung, für einen 
anderen geboten zu haben, in dem Ver⸗ 
ſteigerungstermin erfolgt; 

2. wenn ein Gläubiger Meiſtbietender war, 
welchem eine durch ein geringeres Gebot 
nicht oder nicht völlig gedeckte Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld zuſtand. 


Ermäßigungen und Befreiungen: 

1. Kauf⸗ und Tauſchverhandlungen zwiſchen 
Teilnehmern an einer Erbſchaft zum Zwecke 
der Teilung der zu letzterer gehörigen 
Gegenſtin de 
Zu den Teilnehmern an einer Erb⸗ 
ſchaft wird auch der überlebende Ehegatte 
gerechnet, welcher mit den Erben des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten gütergemeinſchaftliches 
Vermögen zu teilen hat. 


— . Wertes der Gegenleiſtung 
oder, wenn eine ſolche in 
der Urkunde nicht enthalten 
iſt, des Meiſtgebots oder 
des nach Abſ. 2 Ziffer 2 
Satz 2 dieſer Tarifſtelle 
an deſſen Stelle tretenden 
Wertes. 


Laufende 
Nr. 


Gegenſtand der Beſteuerung 


Steuerſatz 


vom 
Hun⸗ | 
dert 


Mark | 


Pf. 


Berechnung 
der 


Stempelabgabe 


2. Befreit ſind Verträge, durch welche un— 


bewegliche Sachen oder ihnen gleichgeachtete 
Rechte oder bewegliche Sachen allein oder 
im Zuſammenhange mit anderem Ver— 
mögen von Aſzendenten an Deſzendenten 
oder eingekindſchaftete Kinder übertragen 
werden. 

Auf Beurkundungen von Übertragungen 
der Rechte des Erwerbers aus Verträgen 
der vorbezeichneten Art an andere Per⸗ 
ſonen als an Deſzendenten oder eingekind⸗ 
ſchaftete Kinder des urſprünglich über⸗ 
tragenden Aſzendenten finden die Beſtim⸗ 
mungen des ſiebenten und achten Abſatzes 
dieſer Tarifſtelle keine Anwendung. 


Befreit ſind Kauf- und Lieferungsverträge 


über Mengen von Sachen oder Waren, 
ſofern dieſelben entweder zum unmittelbaren 
Verbrauch in einem Gewerbe oder zur 
Wiederveräußerung in derſelben Beſchaffen⸗ 
heit oder nach vorgängiger Bearbeitung 
oder Verarbeitung dienen ſollen oder im 
Deutſchen Reiche in dem Betriebe eines der 
Vertragſchließenden erzeugt oder hergeſtellt 
ſind. 


„Gerichtliche oder notarielle Aufnahmen 


oder Beglaubigungen der nach der Tarif 
nummer 4 des Reichsſtempelgeſetzes reichs— 
ſtempelpflichtigen oder von der Reichs⸗ 
ſtempelſteuer befreiten Kauf- und An⸗ 


che 


3 


14a. In der Tarifſtelle 33 Spalte 4 werden die Steuerſätze von „100 
und 10 Mark“ erſetzt durch die Steuerſätze von „300 und 30 Mark“. 


14 b. In der Tarifſtelle 34 Spalte 2 wird hinter dem Worte „Kunſcheine“ 
eingeſchaltet: „, ſoweit ſolche vor dem 1. Juli 1900 ausgefertigt ſind “. 


„5 


15. In der Tarifſtelle 35 Spalte 4 wird der Steuerſatz von „1 Mark 
50 Pf.“ erſetzt durch den Steuerſatz von „3 Mark“. 


16. Die Tarifſtelle 39 erhält folgende Faſſung: 
Luſtbarkeiten, Genehmigung der Ortspolizeibehörden 
a) zum Betriebe eines Zirkus, eines nicht mit menſchlicher oder tieriſcher 
Kraft bewegten Karuſſells oder eines Kinematographen und der⸗ 
gleich knn 8 10 Mark, 
p) zur Veranſtaltung von Muſikaufführungen, Singſpielen, 
Geſangs⸗ und deklamatoriſchen Vorträgen, kheatraliſchen Vor⸗ 
ſtellungen oder ſonſtigen Luſtbarkeiten aller Art ... ..... De 
Bezüglich der Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelſteuer macht es 
keinen Unterſchied, ob die Luſtbarkeiten von einzelnen Perſonen oder von öffent⸗ 
lichen, Privat- oder geſchloſſenen Geſellſchaften dargeboten werden. 
Bei Luſtbarkeiten geringfügiger Art kann der Stempel auf 3, 2, 1 Mark 
oder in ganz beſonderen Fällen bis auf 0,80 Mark ermäßigt werden. 


16 a. In der Tarifſtelle 42 erhalten die Abſ. 1 und 2 folgende Faſſung: 
Namensänderungen, Genehmigungen zur Anderung des Familien⸗ 


fil 8 100 Mark, 
ſofern damit eine Namensvermehrung verbunden iſt. 200 
Bei nachgewieſener Bedürftigkeit oder aus Billigkeits⸗ 
gründen kann der Stempel bis aul. 5 


ermäßigt werden. 
Befreit ſind Namensänderungen, bei denen es ſich um die Um⸗ 
wandlung eines fremdſprachigen in einen deutſchen Namen handelt. 


16 b. In der Tarifftelle 43 Spalte 4 wird der Steuerſatz von „50 Mark“ 
erſetzt durch den Steuerſatz von „150 Mark. 


17. Die Tarifſtelle 44 wird erſetzt durch folgende Tarifſtelle: 

44. Nießbrauchsbeſtellungen, Anträge auf Eintragung eines Nießbrauchs 
an im Inlande gelegenen unbeweglichen Sachen oder ihnen gleich- 
geachteten Rechten ſowie Urkunden über die Beſtellung eines Nieß⸗ 
brauchs an beweglichen Sachen oder Rechten 

% vom Hundert des Kapitalwerts der nach dem Reinertrage des 
Nießbrauchs zu berechnenden Nutzungen. 


18. In der Tarifſtelle 45 Spalte 4 wird der Steuerſatz von „1 Mark 
50 Pf.“ erſetzt durch den Steuerſatz von / Markl. 
Gefehfammlung 1909. (Nr. 10966.) i 73 


520 


19. Die Tarifſtelle 48 erhält folgende Faſſung: 


Laufende 
Nr. 


Gegenſtand der Beſteuerung 


Steuerſatz 


vom 
Hun⸗ 
dert 


Mark 


Pf. 


Berechnung 
der 


Stempelabgabe 


48. 


I 
Abſ. 1. 


Pacht⸗ und Mietverträge. 
I. 1. Schriftliche oder mündliche Verträge über 


die Verpachtung oder Vermietung im In⸗ 
lande gelegener unbeweglicher Sachen oder 
ihnen gleichgeachteter Rechte, ſofern der 
verabredete, nach der Dauer eines Jahres 
zu berechnende Pacht- oder Mietzins beträgt: 


mehr als 360 Mark, aber nicht mehr 
als 400 Mark 
mehr als 400 Mark, aber nicht mehr 
als 500 Mark 
mehr als 500 Mark, aber nicht mehr 
ee eu nn 
mehr als 1000 Mark, 
als 2000 Mark 
mehr als 2000 Mark, 
RISE SON Mae 2 eos 
mehr als 3000 Mark, 
als 4000 Mark 
mehr als 4000 Mark, 
als 5 000 Mark 
mehr als 5 000 Mark, 
als 6000 Mark 
mehr als 6 000 Mark, 
als 7000 Mark 
mehr als 7 000 Mark, 
e ee eee, er 
mehr als 8 000 Mark, 
e ee ee 
mehr als 9 000 Mark, 
als 10 000 Mark 
mehr als 10 000 Mark, 
e eee 
mehr als 11 000 Mark, 
e e es er 


„ T3 


‚G——mD̃̃—̃ 222 


‚Gã—Ʒæ—P—oUœ̃:: 255 —— 


‚——— ˖ 0 Tr Tree 


des Pacht- oder Mietzinſes, 


wobei der Wert nicht in 
Geld beſtehender Neben— 
leiſtungen dem Zins nicht 
hinzuzurechnen iſt 


Steuerſatz Berechnung 
Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
Hun: Stempelabgabe 


dert [Mark Pf. 


Laufende 
Nr. 


mehr als 12 000 Mark, aber nicht mehr 
e e e eee er 2 1¼0] — — 
mehr als 13 000 Mark, aber nicht mehr 
, 10 — — 
mehr als 14000 Mark, aber nicht mehr 
als 16 000 Mark „%% „„ 17/10 Fr er 
mehr als 16 000 Mark, aber nicht mehr 
18 000 Markt 1¼0( — — 
mehr als 18 000 Mark, aber nicht mehr 
e, 10 ( — — 
mehr als 20 000 Ma ....... en 2 
inſoweit nicht die Beſtimmungen des Abſ. 6 
Ziffer 3 unter I dieſer Tarifſtelle zur An⸗ 
wendung kommen. 


Abſ. 2. Betrifft das Mietverhältnis Räume, 
die für gewerbliche oder berufliche Zwecke 
beſtimmt ſind, ſo bleiben 50 vom Hundert 
der nach dem vorſtehenden Abſatze zu be- 
rechnenden Stempelabgabe unerhoben. 


Abſ. 3. Betrifft ein Mietverhältnis zum Teil 
Räume, die für gewerbliche oder berufliche 
Zwecke beſtimmt ſind, zum Teil andere 
Räume, ſo tritt die Ermäßigung des vorher⸗ 
gehenden Abſatzes nur ein, wenn in dem 
im Abſ. 8 unter I dieſer Tarifſtelle vor⸗ 
geſchriebenen Verzeichnis eine entſprechende 
Trennung des Mietzinſes gemacht iſt. Die 
Trennung kann auch nachträglich bis zum 
Ablauf des Januar, in welchem das Ver- 
zeichnis einzureichen iſt, von den hierzu 
Verpflichteten ſchriftlich oder zu Protokoll 
der Zollbehörde erklärt werden. Bei der 
nach dem Abſ. 10 unter I dieſer Tarifſtelle 
geſtatteten Vorausbezahlung der Abgabe 

kann die Trennung in der angegebenen 
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Laufende 
IH, 


Abſ. 4. 


. Schriftliche oder mündliche Verträge über 


Steuerſatz Berechnung 


Gegenſtand der Beſteuerung vom 
Hun⸗ 
dert 


Form innerhalb einer Friſt von einem 
Monat nach der Verſteuerung des Ver— 
zeichniſſes noch nachträglich vorgenommen 
werden. Trägt die Zollbehörde Bedenken, 
die Trennung als richtig anzunehmen, ſo 
finden die $$ 6, 7 und 27 Abſ. 3 dieſes 
Geſetzes Anwendung. 


die Verpachtung der Jagd auf inländiſchen 
Grundſtücken (Jagdpachtverträge), wenn der 
verabredete, nach der Dauer eines Jahres 
zu berechnende Pachtzins beträgt: 
mehr als 300 Mark, aber nicht mehr als 
500. Mf! N 
mehr als 500 Mark, aber nicht mehr als 
s 
mehr als 1500 Mark, aber nicht mehr als 
e er et 
mehr als 3000 Mark, aber nicht mehr als 
rr! 
mehr als 6 000 Mark, aber nicht mehr als 
S000 Matt rn en 
mehr als 8 000 Mark .............- 


Verträge über die Anpachtung von ge⸗ 
meinſchaftlichen Jagdbezirken unterliegen 
jedoch, ſofern der verabredete, nach der 
Dauer eines Jahres zu berechnende Pacht— 
zins den Betrag von 1 500 Mark nicht 
überſteigt, nur einem Stempel von. 
wenn als Pächter ausſchließlich ſolche In— 
länder auftreten, welche im Gemeindebezirk 
ihren Wohnſitz haben und zu den Jagd— 
genoſſen des Jagdbezirkes gehören. 

Schriftliche oder mündliche Verträge über 
die Erlaubnis zum Abſchuſſe jagdbarer 
Tiere auf inländiſchen Grundſtücken gegen 


Mark 


der 


55 Stempelabgabe 


des Pachtzinſes, wobei der 
Wert nicht in Geld be 
ſtehender Nebenleiſtungen 
dem Zins nicht hinzuzu— 
rechnen iſt. 


— | wie vor, 


UI 


Laufende 


Nr. 


Abſ. 5. 


Abſ. 6. 


3. 


Gegenſtand der Beſteuerung 


Entgelt ſtehen den Jagdpachtverträgen 
gleich, mit der Maßgabe, daß das inner⸗ 
halb des laufenden Kalenderjahrs zu zah⸗ 
lende Entgelt an die Stelle des nach der 
Dauer eines Jahres zu berechnenden Pacht— 
zinſes tritt. Sie unterliegen indeſſen einem 
Mindeſtſtempel von jährlich 


Enthält ein ſchriftlicher oder münd⸗ 
licher Vertrag neben ſonſtigen Verein⸗ 
barungen auch Vereinbarungen über die 
Verpachtung der Jagd oder über Be- 
rechtigungen zum Abſchuſſe jagdbarer Tiere 
gegen Entgelt, ſo iſt der auf dieſe Verein⸗ 
barungen entfallende Teil des Entgelts 
nach den Vorſchriften über Jagdpachtver⸗ 
träge zu verſteuern. Trägt die Zollbehörde 
Bedenken, das Entgelt, das in das im 
Abſ. 8 unter I dieſer Tarifſtelle vorge⸗ 
ſchriebene Verzeichnis einzutragen iſt, als 
richtig anzunehmen, fo finden die §§ 6, 7 
und 27 Abſ. 3 dieſes Geſetzes entſprechende 
Anwendung. 


Schriftliche oder mündliche Verträge über 
die Verpachtung im Inlande gelegener 
unbeweglicher Sachen zur land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Nutzung, ſofern der ver- 
abredete, nach der Dauer eines Jahres zu 
berechnende Pachtzins beträgt 
mehr als 300 Mark, aber nicht mehr als 
ee, ee 


mehr als 3000 Mark, aber nicht mehr 
e e 43. v4. Han .2 


mehr als 30000 Mauk.............- 


| 


Steuerſatz 

vom 

Hun⸗ 

dert Mark Pf 

ai: 5 
"no 5 || 
A 
10 8 


Berechnung 


der 


Stempelabgabe 


wie vor. 
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Abf. 7. Befreiungen. 

Befreit ſind: 

1. Pacht⸗ und Mietverträge, bei denen der verabredete, nach der Dauer 

eines Jahres zu berechnende Pacht- oder Mietzins ausſchließlich des 
Wertes nicht in Geld beſtehender Nebenleiſtungen den Betrag von 
360 Mark, beziehungsweiſe bei Jagdpachtverträgen und den im Abſ. 6 
bezeichneten Verträgen den Betrag von 300 Mark, nicht überfteigt; 

2. Mietverträge, durch die Gaſtwirte oder Zimmervermieter Fremde zur 

Beherbergung aufnehmen. 

Abſ. 8. Die Verſteuerung der Verträge erfolgt in der Art, daß jeder 
Verpächter oder Vermieter verpflichtet iſt, nach Schluß eines jeden Kalenderjahrs 
die während deſſen Dauer in Geltung geweſenen Verträge einzeln in ein Ver⸗ 
zeichnis (Pacht⸗ und Mietverzeichnis) einzutragen, das enthalten muß: 

. die Bezeichnung des Gegenſtandes des Vertrags; 
die Namen der Pächter und Mieter 
die Dauer des Vertragsverhältniſſes während des Kalenderjahrs, 
den Pacht⸗ und Mietzins; 
den erforderlichen Stempelbetrag; 
die Verſicherung des Verpächters oder. Vermieters, daß andere als die 
im Verzeichnis aufgeführten Pacht⸗ und Mietverträge, an denen er 
als Verpächter oder Vermieter beteiligt geweſen ſei, im Kalenderjahre 
nicht in Geltung geweſen ſeien 

7. die Namensunterſchrift des Verpächters oder Vermieters. 

Abf. 9. Das Verzeichnis über die während der Dauer des Kalenderjahrs 
in Geltung geweſenen Verträge iſt der zuſtändigen Zollſtelle ſpäteſtens bis zum 
Ablaufe des Januar des darauf folgenden Jahres unter Einzahlung des erforder⸗ 
lichen Stempelbetrags von dem Verpächter oder Vermieter einzureichen. Auf 
Antrag kann den Verpächtern oder Vermietern die Verſteuerung der Verträge 
durch das Verzeichnis ohne amtliche Überwachung auf Widerruf geſtattet werden; 
in dieſem Falle iſt das Verzeichnis unbeſchadet der in den Abſ. 12, 13 und 14 
enthaltenen Verpflichtungen der Zollbehörde nur auf Verlangen einzureichen. 

Abſ. 10. Die Vorausbezahlung der Abgabe auf einen über das Kalender⸗ 
jahr hinausgehenden Zeitraum iſt zuläſſig; die Verſteuerung der Verzeichniſſe 
kann in dieſen Fällen ſchon vor Beginn desjenigen Januar, in dem ſonſt die 
Verſteuerung vorgenommen werden müßte, bewirkt werden. Die im § 11 des 
Geſetzes vorgeſchriebene Abrundung auf 0,50 Mark findet unter Zugrundelegung 
des Geſamtbetrags der im voraus entrichteten Stempelabgabe ſtatt. 

Abſ. 11. Die in den Verzeichniſſen zu machenden Angaben können auf 
Verlangen bei der Zollbehörde zu Protokoll erklärt werden. 

Abſ. 12. Die Verzeichniſſe find von den zu ihrer Führung verpflichteten 
Perſonen fünf Jahre lang aufzubewahren. Auf Verlangen erfolgt die Auf⸗ 
bewahrung durch die Zollbehörde. 
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Abſ. 13. Verpächter und Vermieter, welche Verzeichniſſe nicht eingereicht 
haben, ſind verpflichtet, der Zollbehörde auf Verlangen darüber Auskunft zu 
geben, ob im vorangegangenen Kalenderjahre Wacht: oder Mietverträge, an denen 
ſie als Verpächter oder Vermieter beteiligt waren, in Geltung geweſen ſind. 


Abf. 14. Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen den Verpächtern und 
Vermietern obliegenden Verpflichtungen ſind auch von deren Vertretern zu erfüllen. 


Abſ. 15. Im Dezember jeden Jahres iſt von den Hauptzollämtern auf 
die Beſtimmungen über die Führung der Verzeichniſſe und die Verſteuerung 
durch Bekanntmachung in öffentlichen Blättern aufmerkſam zu machen. 


Abſ. 16. Behörden find berechtigt, die Verſteuerung der von ihnen zu 
führenden Verzeichniſſe ſelbſt zu bewirken. 


Abſ. 17. Wenn Pacht- oder Mietverträge vor Ablauf der vertragsmäßig 
feſtgeſetzten Zeit ihr Ende erreichen, fo iſt der Stempel nur für die Zeit bis zur 
Beendigung der Verträge zu entrichten. 

Abf. 18. Auf Verträge, bei denen der Jahreszins 360 Mark, beziehungsweiſe 
auf Jagdpachtverträge und die im Abſ. 6 bezeichneten Verträge, bei denen der 
Jahreszins 300 Mark überſteigt, findet die Vorſchrift des § 4 Buchſtabe a 
dieſes Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß ein Stempel nicht in Anſatz 
kommt, wenn der für die Geſamtdauer des Vertragsverhältniſſes zu entrichtende 
Pacht⸗ oder Mietzins den Betrag von 150 Mark nicht überſteigt. 


Abf. 19. Die Beurkundungen von Abtretungen der Rechte aus Verträgen 
dieſer Tarifſtelle unterliegen einer anderen als der nach den obigen Beſtimmungen 
zu entrichtenden Stempelſteuer nicht. 8 


Abſ. 20. Wenn in einem Vertrage dieſer Tarifſtelle beſtimmt iſt, daß das 
Rechtsverhältnis unter gewiſſen Vorausſetzungen als verlängert gelten ſoll, ſo 
kommen für die hiernach eintretenden Verlängerungen die vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen zur Anwendung. 

Abf. 21. Die durch Briefwechſel oder einen Austauſch ſonſtiger ſchriftlicher 
Mitteilungen zuſtande gekommenen Verträge ſind hinſichtlich der Stempelpflicht 
wie förmliche ſchriftliche Verträge zu behandeln. 


Abs. 22. Anmerkung. 


Mehrere zwiſchen denſelben Vertragsbeteiligten innerhalb eines Jahres ge- 
ſchloſſene Pacht- oder Mietverträge gelten hinſichtlich der Stempelpflichtigkeit als 
ein einheitlicher Pacht- oder Mietvertrag, wenn anzunehmen iſt, daß der Abſchluß 
der mehreren Verträge zur Vermeidung des höheren Steuerſatzes oder zur Er⸗ 
langung der Steuerfreiheit gewählt worden iſt. 


Laufende | Steuerjat Berechnung 
9 Gegenſtand der Beſteuerung vom der 
x N Stempelabgabe 


dert || Mark Pf. 

Ir II. Schriftliche Pacht- oder Mietverträge über 
außerhalb Landes gelegene Grundſtücke oder 
ihnen gleichgeachtete Rechte ſowie über 


Jagdberechtigungen an ſolchen Grundftücen!) — 1 50 

IH. III. Schriftliche Pacht- oder Mietverträge anderer 

Abſ. 1. als der unter I und II bezeichneten Art “ho — des Zinſes, 
FF a aaa 1250 

Abſ. 2. Der Stempel berechnet ſich nach der 


Dauer der bedungenen Vertragszeit; bei 
Verträgen auf unbeſtimmte Zeit iſt der 
Verſteuerung eine einjährige Dauer zu 
Grunde zu legen. Bei Verträgen, die auf 
die Lebenszeit des Verpächters oder Pächters, 
des Vermieters oder Mieters geſchloſſen 
ſind, kommt die Vorſchrift des § 6 Abſ. 10 
des Geſetzes zur Anwendung. 


19a. In der Tarifſtelle 49 Spalte 4 werden die Steuerſätze von 
„1,50 und 0/86 Mark“ erſetzt durch die Steuerſätze von „3 und 1 Mark”. 


20. Die Tarifſtelle 51 erhält folgende Faſſung: 
Polizeiſtunde, Genehmigungen der Verlängerung der Polizeiſtunde für 
einzelne Wirtshäuſer und öffentliche Vergnügungsorte 25,00 Mark 
Genehmigungen auf die Dauer von weniger als 1 Woche , 750 


21. In der Tarifſtelle 52 Spalte 2 hinter den Worten „anderer Art“ 
iſt einzuſchalten: 
„ wenn der Wert des Gegenſtandes beträgt mehr als a Mark, 
aber nicht mehr als 1000 Mark. 1/80 Mark 
mehr ale 1000. Mark se a ee So 


In der Spalte 4 fällt der Steuerſatz von „1 Mark 50 Pf.“ fort. 


22. In der Tarifſtelle 53 Spalte 4 wird der Steuerſatz von „1 Mark 
50 Pf.“ erſetzt durch den Steuerſatz von „3 Mark /. 


ma dal — 


2 2a. Die Tarifſtelle 56 erhält folgende Faſſung: 
56. Fällt aus. i 
23. In der Tarifftelle 581 
(a) werden am Schluſſe des Abſ. 1 folgende Worte hinzugefügt: 
Urkunden, in denen der Betrag der verſchriebenen Schuld nur 
dem Höchſtbetrage nach beſtimmt iſt, ſind dem Stempel dieſer 
Tarifſtelle nicht unterworfen; d 
(b) wird unter Ermäßigungen Buchſtabe a Spalte 2 am Schluſſe das Wort 
„Nebenausfertigungen“ erſetzt durch das Wort „Duplikate“; 
(e) wird unter Ermäßigungen Buchſtabe b Spalte 2 hinter dem Abſ. 5 
als Abſ. 6 folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 5 
Die Vorſchriften der vorhergehenden Abſätze finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung auf nicht oder in nicht ſtempelpflichtiger 
Form beurkundete, tatſächlich eintretende Erweiterungen und Ver⸗ 
längerungen der Rückzahlungsfriſt mit der Maßgabe, daß die Friſt 
je für den Zeitraum eines Jahres als verlängert gilt, falls nicht 
erweislich ein längerer Zeitraum verabredet iſt. Die Stempel, die 
in dieſen Fällen nachträglich erforderlich werden, ſind zu der ur⸗ 
ſprünglichen Urkunde binnen zwei Wochen nach dem Eintritte der 
Verlängerung zu verwenden. 
(d) im Abſ. 6 daſelbſt wird hinter den Worten „gezahlten Stempel iſt “ 
eingeſchaltet „bei ſchriftlichen Verlängerungen “ 
(e) werden unter Befreiungen am Schluſſe folgende Worte hinzugefügt: 
e) Briefe oder ſonſtige ſchriftliche Mitteilungen im bankgeſchäftlichen 
Verkehr über die Ausleihung von Geldern auf feſte Termine oder 
auf Kündigung mit oder ohne Friſt. 
23a. In der Tarifſtelle 58 II wird als zweiter Abſatz eingeſchaltet: 
Die Befreiung zu I unter e findet Anwendung; 
und am Schluſſe hinzugefügt die Worte „und el. 


24. In der Tarifſtelle 58 III Abſ. 1’ 

(a) werden in der Spalte 5 hinter den Worten „der Geldleiſtung“ die Worte 
hinzugefügt: „oder des Betrags der Ablöſungsſumme bei Rentenſchulden “; 

(b) werden ebendaſelbſt am Schluſſe des erſten Abſatzes in der Spalte 5 
hinter den Worten „der Kapitalwert“ die Worte eingeſchaltet „oder die 
Ablöſungsſumme“; 

(e) werden ebendaſelbſt am Schluſſe des erſten Abſatzes in Spalte 5 hinter 
den Worten „des Kapitalwerts“ die Worte hinzugefügt „oder der 
Ablöſungsſumme !; 

(d) wird als neuer Abſ. 3 eingefügt: 

Die Abgabe wird bei einem Antrag auf Eintragung einer 
Hypothek für die Anſprüche aus Anleiheteilſchuldverſchreibungen 
nicht erhoben, wenn dem Grundbuchamt innerhalb einer Friſt 
Geſetzzammlung 1909. (Nr. 10966.) 74 
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von einem Monat eine Beſcheinigung der Zollbehörde darüber 
vorgelegt wird, daß die durch $ des Reichsſtempelgeſetzes vor— 
geſchriebene vorläufige Anmeldung der Verſteuerung erfolgt iſt, 
ſofern innerhalb dreier Monate vom Tage der Vorlegung dieſer 
Beſcheinigung auf einem als beglaubigte Abſchrift herzuſtellenden 
Formulare der Teilſchuldverſchreibungen ſeitens der zuſtändigen 
Steuerabſtempelungsſtelle die Vorlegung und die nach dem Reichs— 
ſtempelgeſetz erfolgte Verſteuerung der ſämtlichen, die Hypothek 
erſchöpfenden Teilſchuldverſchreibungen beſcheinigt iſt und dem 
Grundbuchamte die Beſcheinigung der Zollbehörde binnen weiterer 
vier Wochen vorgelegt wird. N 
24 a. In der Tarifſtelle 59 wird folgender neue Abſ. 2 eingeſchaltet: 
Auf Höchſtbetragshypotheken im Sinne des § 1190 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs finden die vorſtehenden Steuerſätze gleichfalls Anwendung. 

24 b. In der Tarifſtelle 60 

(a) werden unter Buchſtabe a Abſ. 1 Spalte 4 die Steuerſätze von 
„5000 Mark, 3000 Mark, 1800 Mark, 1200 Mark und 600 Mark“ 
erſetzt durch die Steuerſätze von „10 000 Mark, 6 000 Mark, 3 600 Mark, 
2400 Mark und 1200 Mark“; 

(b) wird unter Buchſtabe e Spalte 4 der Steuerſatz von „6 000 Mark“ 
erſetzt durch den Steuerſatz von „12000 Mark“; 

(e) werden unter Buchſtabe d Spalte 4 die Steuerſätze von „400 Mark, 
1200 Mark und 800 Mark“ erſetzt durch die Steuerſätze von „800 Mark, 
2400 Mark und 1600 Mark“; 

(d) erhält die Beſtimmung unter Buchſtabe e folgende Faſſung: 

für die Verleihung von Titeln an Privatperſonen 


Geheimer Kommerzienrat 5 000 Mark 
e m ee 3000 
Geheimer Kommiſſionsrall Up 1000 
Kommiſſionsae 500 
um ihrige n 300 


25. In den Tarifſtellen 64 und 67 Spalte 4 werden die Steuerſätze von 
je „1 Mark 50 Pf.“ erſetzt durch die Steuerſätze von je „3 Mark“. 
25a. Die Tarifſtelle 66 erhält folgende Faſſung: 

Verfügungen von Todes wegen, einſchließlich der Erbverträge 
ſowie der im H 2301 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Schenkungsverſprechen, Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntniſſe: 

1. wenn der Wert des Gegenſtandes beträgt: 
nicht mehr als 1000 Mk.... 3 Mark 
mehr als 1000 Mark, aber nicht mehr als 10000 Mark 5 
mehr als 10.000 Mark, aber nicht mehr als 
20.00% Matt. 10 


„5 
mehr als 20 000 Mark, aber nicht mehr als 


e, en. 15 Mark 
mehr als 50 000 Mark, aber nicht mehr als 
20 % Makrkr 20 
mehr als 200 000 Mark, aber nicht mehr als 
e ee 30 
mehr als 300 000 Mark, aber nicht mehr als 
e ee er 40 
mehr als 500000 Mar 50 


Für die Stempelberechnung bei einer gemeinſchaftlichen Verfügung 
iſt der Geſamtbetrag des Wertes beider Verfügungen maßgebend. 

Für die Wertberechnung iſt der Zeitpunkt der Fälligkeit der 
Stempelſteuer maßgebend. Soweit die Stempelverwendung unter 
amtlicher Überwachung ftattfindet, find der Wertberechnung die 
Angaben des Steuerpflichtigen zu Grunde zu legen. Die Vor⸗ 
ſchriften des § 7 dieſes Geſetzes finden vor Eröffnung der Ver⸗ 
fügung keine Anwendung. 

2. wenn die Verfügungen von Todes wegen lediglich Anordnungen 
nicht vermögensrechtlicher Art, Nachträge, Ergänzungen und Er⸗ 
läuterungen zu letztwilligen Verfügungen enthalten .... 3 Mark. 

Befreiungen. 

1. Verträge und Erklärungen aller Art, die lediglich den Widerruf, die 
Zurücknahme oder die Aufhebung einer Verfügung von Todes wegen oder 
einzelner in ſolchen Verfügungen enthaltenen Anordnungen betreffen; 

2. die im § 2249, § 2250 oder § 2251 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und im § 44 des Reichsmilitärgeſetzes bezeichneten Teſtamente. 

25 b. In der Tarifſtelle 68 

(a) wird in Spalte 4 der Steuerſatz von „50 Mark“ erſetzt durch den 
Steuerſatz von „500 Mark“; 

(p) wird am Schluſſe folgender Satz hinzugefügt: 

Bei geringerem Werte des Bergwerkseigentums kann der 
Stempel bis auf 100 Mark ermäßigt werden. 

26. In der Tarifſtelle 70 d 

(a) wird unter Buchſtabe e Spalte 2 hinter dem Abſ. 2 folgender Abſatz 
eingeſchaltet: 

Iſt im Verſicherungsvertrage beſtimmt, daß die Verſicherung, 
falls keine Kündigung erfolgt, ſich für einen ferneren Zeitraum 
verlängert, fo iſt für die auf dieſe Weiſe eintretenden tatſächlichen 
Verlängerungen ebenfalls der in dieſer Tarifſtelle vorgeſchriebene 
Stempel zu verwenden. Die Stempel, die in dieſen Fällen nach⸗ 
träglich erforderlich werden, ſind zu der urſprünglichen Urkunde 
oder einer Urkunde über Verlängerung des Verſicherungsvertrags 
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binnen zwei Wochen nach dem Eintritte der Verlängerung zu ver⸗ 
wenden. Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, hinſichtlich der vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes errichteten Verſicherungsverträge 
und Policen eine Friſtverlängerung eintreten zu laſſen. 
(b) wird am Schluſſe der Tarifſtelle hinter dem Abſ. 5 des Buchſtaben e 
folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 


Anmerkung. 

Für die im Auslande errichteten Urkunden dieſer Tarifſtelle 
iſt die Stempelſteuer und zwar vor der Aushändigung der Ur⸗ 
kunden an die Verſicherungsnehmer auch dann zu entrichten, wenn 
in den Fällen der Tarifſtelle 70 a und b der Verſicherungsnehmer 
im Inlande wohnt und in den Fällen der Tarifſtelle 706 die 
verſicherten Gegenſtände ſich im Inlande befinden. 


27. In der Tarifſtelle 71 

(a) wird der Steuerſatz der Ziffer 1 Spalte 4 des erſten Abſatzes von 
„1 Mark 50 Pf.“ erſetzt durch den Steuerſatz von „3 Mark; 

(b) erhält der Abſ. 3 der Ziffer 1 Spalte 2 folgende Faſſung: 

In beſonderen Fällen kann der zu entrichtende Wertſtempel 
aus Billigkeitsrückſichten bis auf % ermäßigt werden; 

(e) wird der Steuerſatz der Ziffer 2 Spalte 4 des erſten Abſatzes von 
„1 Mark 50 Pf.“ erſetzt durch den Steuerſatz von „3 Mark“; 

(d) werden ebendaſelbſt in Spalte 2 am Schluſſe des erſten Abſatzes hinter 
den Worten „zur Anwendung kommt“ mit einer neuen Zeile die Worte 
eingeſchaltet: 

ſind die Verträge nur Nebenverträge eines Hauptvertrags und werden 
ſie mit dieſem zuſammen in einer Urkunde beurkundet 1 Mark 50 Pf., 
jedoch nicht über den zu dem Hauptvertrage ſelbſt erforderlichen 
Stempel hinaus. 


28. In der Tarifſtelle 74 Spalte 4 wird der Steuerſatz von „1 Mark 50 Pf.“ 
erſetzt durch den Steuerſatz von „3 Mark“. 


29. In der Tarifſtelle 77 Spalte 4 des erſten Abſatzes wird der Steuerſatz 
von „1 Mark 50 Pf.“ erſetzt durch den Steuerſatz von „3 Mark! 


Gegeben Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 26. Juni 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
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